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Die EU-Kommission will die Vorschriften für die außergerichtliche Streitbeilegung vereinfachen und modernisieren (PM der EU-

Kommission, Vertretung in Deutschland, vom 17.10.2023). So solle der Anwendungsbereich um Streitigkeiten im Zusammen-

hang mit irreführender Werbung, dem Zugang zu Diensten und ungerechtfertigtem Geoblocking erweitert werden. Der Kom-

missionsvorschlag sehe zudem eine bessere Hilfestellung für Verbraucher durch die Europäischen Verbraucherzentren vor. Der

Anwendungsbereich der Richtlinie solle ausgeweitet werden. Die Richtlinie werde sich auf alle Aspekte des EU-Verbraucher-

rechts erstrecken und auch für Händler außerhalb der EU von Belang sein, da sie unlautere Praktiken wie manipulative Benutzer-

schnittstellen, manipulative Werbung oder Geoblocking-Vorschriften angeht. Nach Änderung der Richtlinie werde gegen derar-

tige Praktiken, die derzeit nicht in ihren Anwendungsbereich fallen, künftig im Rahmen der alternativen Streitbeilegung vorge-

gangen werden können. Es sollen Anreize für die Teilnahme von Unternehmen geschaffen werden. Dem Vorschlag zufolge solle

es den Unternehmen auch weiterhin freistehen, an alternativen Streitbeilegungsverfahren teilzunehmen oder nicht, es sei denn,

spezielle EU- oder nationale Vorschriften schreiben die Teilnahme von Händlern an der außergerichtlichen Streitbeilegung vor.

Werde eine alternative Streitbeilegung allerdings von einem Verbraucher beantragt, müsse das betreffende Unternehmen inner-

halb von 20 Arbeitstagen eine Antwort geben. Dies werde das gesamte Verfahren beschleunigen und die Händler ermutigen, an

dem Verfahren teilzunehmen. Darüber hinaus werden die Informationspflichten für Händler verringert. Schließlich sei eine ver-

besserte Hilfestellung für Verbraucher intendiert. Verbraucher, insbesondere die hilfsbedürftigsten unter ihnen, werden bei der

Einleitung ihres Verfahrens maßgeschneiderte Hilfe erhalten, die von Übersetzungen über Erläuterungen zu Verfahren und Ge-

bühren bis hin zu physischen Unterlagen reicht. Die Mitgliedstaaten werden Kontaktstellen benennen, die die Kommunikation

zwischen Verbrauchern und Händlern erleichtern, bei diesem Prozess Hilfestellung leisten und allgemeine Informationen über

Verbraucherrechte und Rechtsbehelfe in der EU erteilen sollen.

Uta Wichering,

Ressortleiterin
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Entscheidungen
EuGH: Werbung für Backöfen und Dunstab-
zugshauben – Pflicht zur Angabe der Ener-
gieeffizienzklasse und des Spektrums der
Energieklassen
Art. 6 Abs. 1 Buchst. a der Verordnung (EU)

2017/1369 des Europäischen Parlaments und

des Rates vom 4. Juli 2017 zur Festlegung eines

Rahmens für die Energieverbrauchskennzeich-

nung und zur Aufhebung der Richtlinie 2010/

30/EU ist dahin auszulegen, dass die Lieferanten

und Händler eines Produkts verpflichtet sind, in

ihrer visuell wahrnehmbaren Werbung oder ih-

rem technischen Werbematerial für ein be-

stimmtes Produktmodell auf dessen Energieeffi-

zienzklasse und auf das Spektrum der auf dem

Etikett der betreffenden Produktgruppe verfüg-

baren Effizienzklassen hinzuweisen, wenn diese

Produktgruppe Gegenstand eines auf der

Grundlage der Richtlinie 2010/30/EU des Euro-

päischen Parlaments und des Rates vom 19. Mai

2010 über die Angabe des Verbrauchs an Ener-

gie und anderen Ressourcen durch energiever-

brauchsrelevante Produkte mittels einheitlicher

Etiketten und Produktinformationen erlassenen

delegierten Rechtsakts und nicht eines auf der

Grundlage der Verordnung 2017/1369 erlasse-

nen delegierten Rechtsakts ist.

Sieht dieser delegierte Rechtsakt nicht vor, in

welcher Weise die Lieferanten und Händler ei-

nen solchen Hinweis vornehmen müssen, und

ist für die betreffende Produktgruppe noch kein

delegierter Rechtsakt auf der Grundlage von

Art. 16 der Verordnung 2017/1369 erlassen wor-

den, müssen sie in ihrer visuell wahrnehmbaren

Werbung und ihrem technischen Werbematerial

auf die Energieeffizienzklasse dieses Produkts

und das Spektrum der Effizienzklassen in glei-

cher Weise hinweisen wie auf dem Etikett der

betreffenden Produktgruppe, sofern eine solche

Gestaltung angesichts von Art, Größe und kom-

merziellen Erfordernissen der Werbung und des

Werbematerials lesbar und sichtbar bleibt.

Ist eine solche Gestaltung nicht möglich, müs-

sen sich die Lieferanten und Händler jedenfalls

für eine äquivalente Gestaltung entscheiden, die

den Anforderungen an die Information des Ver-

brauchers sowie den aus der Verordnung 2017/

1369 resultierenden Erfordernissen der Lesbar-

keit und Sichtbarkeit entspricht.

EuGH, Beschluss vom 5.10.2023 – C-761/22
(Tenor)

Volltext:BB-ONLINE BBL2023-2433-1

unterwww.betriebs-berater.de

EuGH: Verbraucherdarlehensvertrag – An-
spruch des Verbrauchers auf Vertragsaus-
fertigung und Rückzahlungsinformationen
Art. 16 Abs. 1 der Richtlinie 2008/48/EG des Eu-

ropäischen Parlaments und des Rates vom

23. April 2008 über Verbraucherkreditverträge

und zur Aufhebung der Richtlinie 87/102/EWG

des Rates ist dahin auszulegen, dass ein Verbrau-

cher im Sinne von Art. 3 Buchst. a dieser Richt-

linie vom Kreditgeber eine Ausfertigung dieses

Vertrags sowie alle Informationen zur Rückzah-

lung des Kredits fordern kann, die nicht im Ver-

trag selbst enthalten sind, aber unentbehrlich

sind, um zum einen die Berechnung des Betrags

zu überprüfen, den der Kreditgeber aufgrund der

Ermäßigung der Gesamtkosten des Kredits

schuldet, die sich aus seiner vorzeitigen Rückzah-

lung ergibt, und zum anderen, um es diesem Ver-

braucher zu ermöglichen, eventuell eine Klage

auf Rückzahlung dieses Betrags zu erheben.

EuGH, Urteil vom 12.10.2023 – C-326/22
(Tenor)

Volltext:BB-ONLINE BBL2023-2433-2

unterwww.betriebs-berater.de

EuGH: Verbraucherdarlehensvertrag – Zur
Vertragsaufrechterhaltung bei missbräuch-
licher Klausel
Art. 6 Abs. 1 der Richtlinie 93/13/EWG des Rates

vom 5. April 1993 über missbräuchliche Klauseln

in Verbraucherverträgen ist dahin auszulegen,

dass er dem entgegensteht, dass ein nationales

Gericht, wenn es festgestellt hat, dass ein Vertrag

nach Aufhebung einer missbräuchlichen Klausel

nicht aufrechterhalten werden kann und der be-

treffende Verbraucher den Willen zum Ausdruck

bringt, dass dieser Vertrag durchÄnderungdieser

Klausel aufrechterhaltenwerden soll, über die zur

Wiederherstellung der tatsächlichen Ausgewo-

genheit der Rechte undPflichtender Vertragspar-

teien zu ergreifenden Maßnahmen entscheidet,

ohne zuvor die Folgen einer Nichtigerklärung des

Vertrags in seiner Gesamtheit zu prüfen; dies gilt

auch dann, wenn das Gericht dieMöglichkeit hat,

die Klausel durch eine dispositive Bestimmung

des nationalen Rechts oder durch eine Bestim-

mung, die imFall einer entsprechendenVereinba-

rungderParteienanwendbar ist, zuersetzen.

EuGH, Urteil vom 12.10.2023 – C-645/22
(Tenor)

Volltext:BB-ONLINE BBL2023-2433-3

unterwww.betriebs-berater.de

BGH: Kaffeekapsel II
a) Verliert der Löschungsantragsteller oder der-

jenige, der im Hinblick auf eine IR-Marke einen

Schutzentziehungsantrag stellt, seineBeteiligten-
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